
Nr.21&/7J 
1978 -11- 0 7. 

XIV. GeseLZ~;(bL!nbSperj,Jc'.e 

Anfroage 

dero Abgeorodneten Dro. SCHWIMMER 

und Genossen 

an den Bundesministero füro soziale Verowaltung 

betroeffend haltlose Androohung von Sanktionen füroUnteronehmero 

duroah Sozialministero Dro. Weißenberog im Zusammenhang mit dero 

"SahnüffeZaktion" dero Gebietskroankenkassen im Auftroag dero 

Arbeiterkammeron 

. Am 22.10.1978 braahte der österoroeiahisahe Dienst dero APA foZgende 

Aussendung von SoziaZministero Dro. Weißenberg: 

"SoziaZminister D~. Gerharod Weißenberg waronte anZaßZiah seinero 
Anwesenheit an diesem Woahenende in Vorarolberog die Unteronehmero 
davoro" einem Aufrouf des tJAAB-Spreaheros Sahwimmero zu folgen 
und "die Erfassungsbögen der Gebietskrankenkassen übero die 
Verwandtsahaftsverohaltnisse von Arobeiteron und AngestelZten zum 
Unteronehmer zu ignoroieroen. 

Die Sabotage dero Erohebungsbögen würode bedeuten" daß die Kranken­
versiaheroungen von den Bestimmungen des ASVG Gebrauah m~ahen 
müßten" wonadh dero Dienstgeber zuro MeldepfZi~ht veranZaßt weroden 
könne. 

Im Zuge dero parZamentaroisahen Beroatungen habe daB ~oziaZministeroium 
ein Reahtsgutaahten eingeholt" das eindeuti'g besage, Dienstgebero 
hatten bei Verwei"geroung der AUBkunftspfZi'aht mi't Sankti'onen zu 
reahnen." 

Der SoziaZministero bezieht siah dabei auf jene "SahnüffeZaktion", 

in dero die GebietskrankenkasBen bei den Betroieben erfroagen woZZen, 

wer mit dem Dienstgebero verw~ndt ist. Für dieBe FragesteZZung 

besteht Jedoah keine gesetzZiahe GrundZage. Daran andert auch 

die übel' Aufforderung geaußerote Reahtsmeinung des SozialministeroB, 

die ero in einem Broief an den Abgeordneten Dr. Kohlmaier kundgetan hat, 
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und die, wie die obige Aussendung zeigt, in ein vom Ministerium 

eingeholtes Rechtsgutachten umfunktioniert werden soZZ, nichts • 

. Die unterzeichneten Abgeordneten stelZen daher an den Herrn 

Bundesminister für soziale VerwaZtung foZgende 

A n f ra g e : 

1) An weZche Sanktionen haben Sie gedacht, als Sie davon sprachen, 

daß Unternehmer, die dem Ersuchen der Gebietskrankenkassen. 

auf Auskunftserteilung über die VerwandtschaftsverhäZtn~sse 

Von Dienstnehmern nicht nachkommen, "mit Sanktionen zu 

rechnen" hätten ? 

2) Auf welche gesetzZichen Bestimmungen stützt sich Ihre dies­

bezügZiche Andeutung von Strafsanktionen ? 

3) Handelt es sich bei dem in Ihrer Aussendung vom 22.10.1978 

apostrohpierten "eingeholten Gutachten" um Ihre eigene 

Rechtsmeinung, die Sie in einem Brief an den Abgeordneten 

Dr. KohZmaier kundgetan haben? 

4) Haben Sie in der gegenständZichen Frage auch die Rechtsmeinung 

eines unabhängigen Fachmannes eingehoZt ? 

5) Wenn ja, von wem ? 

6) Wenn nein, warum bezeichnen Sie dann eine in Ihrem Ressort 

fabrizierte ErkZärung als ein "eingeholtes Rechtsgutachten" ? 
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